
Hinweis:  
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personen-
bezogenen Hauptwörtern die männliche Form verwendet. Entsprechende Begriffe gel-
ten im Sinne der Gleichbehandlung grundsätzlich für alle Geschlechter. 
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1. Planungsanlass und Ziele der Planung 

Die Stadtwerke Neckarsulm planen am Standort Carl-Zeiss-Straße in Neckarsulm eine neue 
Energiezentrale zur Erweiterung des bestehenden Biomasseheizkraftwerks (BMHKW). Das Vor-

haben dient der nachhaltigen und CO₂-neutralen Wärmeversorgung der bestehenden Fernwär-
menetze der Stadt Neckarsulm (Trendpark Nord, Trendpark Süd, Kernstadt). 

 

Auszug aus dem Stadtplan 

Das bestehende Biomasse-ORC-Heizkraftwerk am Standort soll als Grundlasterzeuger weiterhin 
betrieben werden. Ergänzend hierzu ist die Errichtung einer neuen Energiezentrale mit zwei Bio-
massekesselanlagen, einer Rauchgaskondensations-Wärmepumpe sowie einem großen Hei-
zungs-Pufferspeicher (5.000 m³) geplant. Die neue Anlage ermöglicht eine signifikante Erhö-
hung der regenerativen Wärmeversorgungskapazität und dient der langfristigen Dekarbonisie-
rung der kommunalen Wärmeversorgung. 

Die planungsrechtliche Sicherung des Vorhabens erfordert die Aufstellung eines Bebauungs-
plans. Da das betroffene Areal bisher nicht als Sondergebiet für Energieversorgungsanlagen 
ausgewiesen ist, wird der Bebauungsplan „Trendpark Süd“ in seiner 3. Änderung aufgestellt.  

Für das Plangebiet gilt derzeit der rechtskräftige Bebauungsplan „Trendpark Süd“, Plan Nr. 
18.00, r.v. 24.05.2002. Dieser setzt für das bestands Gebäude ein Gewerbegebiet gemäß § 8 
BauNVO, in dem die Nutzungen entsprechend § 8 (2) Nr. 1 und 2 BauNVO zulässig sind, sowie 
ausnahmsweise Nutzungen entsprechend § 8 (3) Nr. 1 und 2 BauNVO. Für die geplante 
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Erweiterungsfläche ist im geltenden Bebauungsplan derzeit als Pflanzgebot ausgewiesen, mit 
der Zweckbestimmung „Streuobst“.  

Die geltenden Festsetzungen zur Art und Maß der baulichen Nutzung sind für eine klassische 
Gewerbliche Nutzung bzw. als Ausgleichsfläche für den Bebauungsplan ausgelegt und tragen 
den spezifischen Anforderungen des Vorhabens nicht ausreichend Rechnung. So sind die Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung entsprechend der Anforderungen der Stadtwerke 
Neckarsulm anzupassen, sowie die Art der Nutzung, die der aktuellen Nutzung nicht entspricht, 
sondern als Sondergebiet „Biomasseheizkraftwerkt“ gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO und als „Aus-
gleichsfläche“ ausgewiesen werden müssen. 

Die planungsrechtliche Sicherung erfolgt in Form einer Änderung des bestehenden Bebauungs-
plans und nicht im Wege einer Neuaufstellung, da nur ein räumlich begrenzter Teilbereich des 
Plangebiets von den neuen Festsetzungen betroffen ist und die übrigen Festsetzungen des Be-
bauungsplans „Trendpark Süd“ unverändert fortgelten. Im Zuge der Änderung wird der Gel-
tungsbereich zugleich um die ca. 600 m entfernte Teilfläche II erweitert, um die erforderliche 
ökologische Ausgleichsmaßnahme räumlich und rechtlich gesichert im selben Verfahren fest-
zusetzen. 

Die städtebauliche Erforderlichkeit der Planung gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ergibt sich aus dem 
erheblichen öffentlichen Interesse an einer sicheren, regenerativen und CO₂-neutralen Wärme-
versorgung der Stadt Neckarsulm sowie aus der Umsetzung der Anforderungen des Wärmepla-
nungsgesetzes (WPG) und der kommunalen Klimaschutzziele. 

Ziele der Bauleitplanung sind: 

 Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau und Betrieb einer neuen 
Energiezentrale mit Biomasseheizkraftwerk 

 Sicherung einer CO₂-neutralen, auf erneuerbaren Energieträgern basierenden Wärmever-
sorgung für die angeschlossenen Fernwärmenetze 

 Umsetzung der kommunalen Klimaschutzziele und des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) 

 Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen für die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe 
in Natur und Landschaft 

2. Standortprüfung 

Bei dem vorliegenden Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung des bestehenden Biomasse-
heizkraftwerks der Stadtwerke Neckarsulm am Standort Carl-Zeiss-Straße. Der Standort ist da-
mit durch die vorhandene Anlage funktional vorgegeben; eine Standortalternativenprüfung im 
klassischen Sinne, wie sie bei der Neuerrichtung einer Anlage ohne bestehende Anbindung er-
forderlich wäre, ist für das vorliegende Erweiterungsvorhaben nicht zielführend. Die wesentli-
chen technischen und betrieblichen Synergien des Vorhabens lassen sich ausschließlich am be-
stehenden Standort realisieren. 

Im Einzelnen ergeben sich folgende standortbezogene Erfordernisse: 

 Anschluss an das bestehende Biomasseheizkraftwerk: Die geplante Rauchgaskondensati-
ons-Wärmepumpe nutzt das Rauchgas des bestehenden BMHKW als Wärmequelle. Eine 
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räumliche Trennung von Erzeuger- und Quellanlage ist technisch nicht möglich, sodass die 
Erweiterung zwingend am bestehenden Standort erfolgen muss. 

 Anschluss an das bestehende Fernwärmenetz: Die neue Energiezentrale speist in die bereits 
vorhandenen Wärmenetze Trendpark Nord, Trendpark Süd und Kernstadt ein. Die unmittel-
bare Nähe zum bestehenden Pufferspeicher und zu den vorhandenen Netzeinspeisepunkten 
vermeidet aufwendige neue Fernwärmeleitungstrassen und minimiert die damit verbunde-
nen Eingriffe und Kosten. 

 Flächenverfügbarkeit im städtischen Eigentum: Die für die Erweiterung erforderliche Fläche 
steht im Eigentum der Stadt Neckarsulm und kann damit ohne zusätzlichen Grunderwerb 
zeitnah für das Vorhaben bereitgestellt werden. 

In der Gesamtbetrachtung ist der gewählte Standort somit der einzige sinnvolle Standort für die 
Umsetzung des Vorhabens. Eine vergleichende Prüfung weiterer Standorte wurde aufgrund der 
dargestellten funktionalen Abhängigkeiten von der bestehenden Anlage nicht durchgeführt. 
Die mit der Standortwahl verbundene Inanspruchnahme der bestehenden Streuobstwiese auf 
Teilfläche I wird im Rahmen der Eingriffsregelung durch die in Kapitel Ausgleichsmaßnahmen 
beschriebenen Maßnahmen kompensiert. 

3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebiet 

3.1 Teilfläche I: Sondergebiet Biomasseheizkraftwerk 

Das Plangebiet der Teilfläche I befindet sich in Neckarsulm an der Carl-Zeiss-Straße im Bereich 
des bestehenden Gewerbe- und Industriestandorts Trendpark Süd. Es umfasst eine Fläche von 
ca. 0,83 ha auf den Flurstücken 8278, 8279 und 8280 der Gemarkung Neckarsulm und schließt 
unmittelbar an den Standort des bestehenden Biomasseheizkraftwerks der Stadtwerke 
Neckarsulm an. 

 

Auszug aus dem Stadtplan – Teilfläche l Erweiterung Biomasseheizkraftwerk 

Der derzeitige Zustand der Fläche ist durch eine Streuobstwiese sowie einen Feldweg geprägt. 
Damit handelt es sich um Flächen mit einer ökologischen Wertigkeit, die durch das Vorhaben in 
Anspruch genommen werden und im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
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vollständig auszugleichen sind. Das direkte Umfeld wird durch das Gewerbegebiet Trendpark 
Süd geprägt. 

Die Teilfläche I wird als Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Bio-
masseheizkraftwerk“ (SO BMHKW) festgesetzt. 

3.2 Teilfläche II: Ausgleichsfläche 

Die Teilfläche II für die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen liegt ca. 600 m vom Anlagenstand-
ort entfernt. Sie umfasst eine Fläche von ca. 3,10 ha auf den Flurstücken 2769 bis 2782 sowie 
den Flurstücken 2783/1 und 2783/2 der Gemarkung Neckarsulm. Die Flächen werden derzeit 
als Ackerfläche genutzt und weisen daher ein vergleichsweise geringes naturschutzfachliches 
Ausgangspotenzial auf. Durch die Umwandlung in eine Streuobstwiese wird eine erhebliche 
ökologische Aufwertung erreicht, die einen hochwertigen Lebensraum für eine Vielzahl von Tier- 
und Pflanzenarten schafft und das örtliche Biotopverbundsystem stärkt. 

 

Auszug aus dem Stadtplan – Teilfläche ll Ausgleichsfläche 

4. Übergeordnete Planungen und Rechtliche Rahmenbedingungen 

Das Vorhaben steht im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und der 
übergeordneten Bauleitplanung. Insbesondere sind folgende Planungsebenen und Rechts-
grundlagen relevant: 

 Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg (r.v. 21.08.2002): Das Vorhaben unterstützt 
die raumordnerischen Ziele zur Förderung regenerativer Energieerzeugung und zur Redu-
zierung von Treibhausgasemissionen. 

 Regionalplan der Region Heilbronn-Franken (r.v. seit 03.07.2006): Die Planung ist mit den 
Zielen des Regionalplans vereinbar; der Standort des Bestands liegt in einem ausgewiesenen 
Industrie- und Gewerbebereich. Die Erweiterung (Teilfläche I) wird direkt angrenzend an die 
Fläche entwickelt. Die Entwicklungsfläche wird im Regionalplan keiner Struktur zugewiesen. 
Die Fläche für den Ausgleich (Teilfläche II) wird im Regionalplan als Grünzäsur (VRG) ausge-
wiesen. 
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 Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (vVG) Neckarsulm-Erlen-
bach-Untereisesheim (r.v. seit 27.01.2018): Die betroffenen Flächen für die Erweiterung sind 
im FNP als gewerbliche Baufläche (Trendpark) dargestellt. Die geplante Ausgleichsfläche im 
„Linkes Tal“ sind im FNP teilweise als geplante Gewerbliche Baufläche ausgewiesen, sowie 
teilweise als geplante Grünfläche. Des Weiteren wird im FNP auf ein Bodendenkmal in dem 
Bereich hingewiesen. 

 Bebauungspläne: Für die Teilfläche l ist der Bebauungsplan „Trendpark Süd“, Plan Nr. 18.00 
(r.v. 24.05.2002) gültig. Hier wird die Fläche als „Pflanzgebot 4 – Streuobstwiese“ ausgewie-
sen. Die Teilfläche ll befindet sich in keinem gültigen Bebauungsplan. 

 Wärmeplanungsgesetz (WPG): Das Vorhaben leistet einen wesentlichen Beitrag zur Umset-
zung der kommunalen Wärmeplanung der Stadt Neckarsulm und zur Umstellung der Wär-
meversorgung auf erneuerbare Energieträger. 

 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) und 44. BImSchV: Die Anlage unterliegt dem Ge-
nehmigungserfordernis nach BImSchG; die Abgasgrenzwerte der 44. BImSchV sind einzu-
halten. 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP): Es wird darauf hingewiesen, dass für 
das Vorhaben eine UVP-Pflicht besteht, die im Rahmen des Genehmigungsverfahrens vor-
zulegen ist. 

5. Städtebauliches Konzept und Planinhalt 

5.1 Sondergebiet Biomasseheizkraftwerk (SO BMHKW) 

Für die Teilfläche I wird ein Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Zulässig sind 
Anlagen zur regenerativen Wärmeerzeugung auf Basis von Biomasse, zugehörige Nebenanla-
gen (Brennstofflager, Pufferspeicher, Technikgebäude, Schornsteine), sowie notwendige Er-
schließungs- und Lagerflächen. 

Die überbaubare Grundfläche wird so festgesetzt, dass die geplante Energiezentrale einschließ-
lich des außenliegenden Pufferspeichers (5.000 m³), des Brennstofflagerplatzes (ca. 150 m² zu-
sätzliche HHS-Lagerfläche) sowie des Wendehammers (Durchmesser ca. 20 m) unterzubringen 
ist. Der Schornstein der neuen Biomassekesselanlage weist eine Höhe von ca. 19 m auf und ist 
bei der Festsetzung zu berücksichtigen. 

5.2 Technische Beschreibung der Anlage 

Die neue Energiezentrale der Stadtwerke Neckarsulm umfasst folgende Hauptkomponenten: 

 Zwei Biomassekesselanlagen mit einer Feuerungsleistung von jeweils 1.489 kW (Nennwär-
meleistung je 1.200 kW). Als Brennstoff werden Landschaftspflegematerial sowie Straßen-
begleitgrün eingesetzt, die über hydraulische Schubröste beschickt werden. 

 Eine Rauchgaskondensations-Wärmepumpe mit einer Heizleistung von ca. 1.500 kW, die das 
Rauchgas des bestehenden BMHKW als Wärmequelle nutzt und den Gesamtwirkungsgrad 
der Anlage deutlich steigert. 
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 Einen Heizungs-Pufferspeicher mit einem Nenninhalt von 5.000 m³ (Außenaufstellung) zur 
Entkopplung von Wärmeerzeugung und -abnahme. 

 Bestehende Zweistoffkessel (Kessel 1 und 2) als Spitzenlast- und Redundanzkessel; diese 
werden bis 2045 vollständig auf Biomethan-Betrieb umgestellt. 

Die Abgasreinigung der neuen Biomassekesselanlagen erfolgt über Multizyklon-Abscheider und 
nachgeschaltete Elektrofilter. Die Emissionsgrenzwerte der 44. BImSchV werden eingehalten 
(Staub < 10 mg/m³, NOx < 370 mg/m³, CO < 220 mg/m³). Alle Schallschutzmaßnahmen werden 
entsprechend der TA Lärm ausgeführt. 

Die Anlage wird in zwei Betriebsmodi gefahren: Im Winterbetrieb dient das neue Heizwerk als 
Mittellasterzeuger zur Unterstützung des bestehenden BMHKW, während es im Sommerbetrieb 
als alleiniger Grundlasterzeuger fungiert. Die Umschaltung erfolgt automatisch nach Außen-
temperatur. 

5.3 Ausgleichsfläche Streuobstwiese 

Als Ausgleich für die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft wird auf 
der Teilfläche II (Flst. 2769–2782, 2783/1 und 2783/2) eine Streuobstwiese mit einer Fläche von 
ca. 3,10 ha angelegt. Die Ausgestaltung der Ausgleichsfläche erfolgt in enger Abstimmung mit 
dem Landratsamt Heilbronn. Die Flächen werden derzeit als Ackerfläche genutzt, wodurch sich 
durch die Umwandlung eine erhebliche ökologische Aufwertung ergibt. Streuobstwiesen zählen 
zu den artenreichsten Lebensräumen Mitteleuropas; die Pflanzung autochthoner Hochstamm-
Obstbäume regionaltypischer Sorten sowie eine extensive Wiesenpflege sichern einen dauer-
haften und hochwertigen ökologischen Aufwertungseffekt. 

Die Festsetzung der Ausgleichsfläche als Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Streuobst-
wiese / Ökologische Ausgleichsfläche“ im Bebauungsplan sichert die dauerhaft ökologische 
Nutzung und schließt bauliche Nutzungen aus. Aktuelles Konzept liegt als Anhang der Begrün-
dung bei. 

6. Erschließung und Infrastruktur 

Die verkehrliche Erschließung der Teilfläche I erfolgt über die bestehende Carl-Zeiss-Straße, die 
als leistungsfähige Gewerbestraße bereits heute den Standort des bestehenden Biomasseheiz-
kraftwerks erschließt. Nach derzeitigem Stand des Verfahrens, sind keine neuen öffentlichen 
Erschließungsmaßnahmen erforderlich. Der Anlieferverkehr für Hackschnitzel und Landschafts-
pflegematerial wird über die vorhandene Zufahrt abgewickelt. 

Für die Brennstoffanlieferung ist zusätzlich ein befestigter Wendehammer mit einem Durch-
messer von ca. 20 m nördlich des Lagerplatzes eingeplant, um LKW-tüchtige Wendemöglichkei-
ten auf dem Betriebsgelände zu gewährleisten. Die Brennstoffbeschickung erfolgt über das be-
stehende Brennstofflager mit Krananlage und Förderband; ergänzend ist die autarke Befüllung 
der Schubröste mittels Radlader möglich. 

Die Wärme aus der neuen Energiezentrale wird über neue Fernwärmeleitungen in die bestehen-
den Netze Trendpark Nord, Trendpark Süd und Kernstadt eingespeist. Die Netzpumpen regeln 
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die Förderleistung anhand von Differenzdruckmessungen (Schlechtpunktmessungen). Jeder 
Wärmeerzeuger und -abnehmer erhält einen eigenen Wärmemengenzähler. 

Die Ver- und Entsorgung des Standorts (Strom, Wasser, Abwasser) erfolgt über die vorhandene 
Infrastruktur des Industriestandorts. Zusätzliche Belastungen der öffentlichen Infrastruktur 
sind nicht zu erwarten. 

Die verkehrliche Erschließung für die Teilfläche II erfolgt über die bestehenden landwirtschaft-
lichen Wege. Von einem Ausbau der bestehenden Wege wird im derzeitigen Verfahrensstand 
nicht ausgegangen.  

7. Umwelt und Natur 

7.1 Eingriffsregelung und Ausgleich 

Der Bebauungsplan löst Eingriffe in Natur und Landschaft nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 14 
ff. BNatSchG aus. Auf der Teilfläche I (Flst. 8278, 8279, 8280; ca. 0,83 ha) wird eine bestehende 
Streuobstwiese sowie ein Feldweg durch die neue Energiezentrale überlagert und in Anspruch 
genommen. Streuobstwiesen stellen ökologisch wertvolle Strukturen dar, deren Inanspruch-
nahme einen ausgleichspflichtigen Eingriff bedeutet. 

Als Ausgleichsmaßnahme ist auf der Teilfläche II (ca. 4,50 ha) die Anlage einer Streuobstwiese 
auf bisher ackerbaulich genutzten Flächen vorgesehen. Die Ausgleichsfläche übertrifft die Ein-
griffsfläche flächenmäßig deutlich, da damit auch das Ausgleichsdefizit aus dem Bebauungs-
plan Trendpark Süd ausgeglichen wird. Die genaue Bilanzierung des Eingriffs-Ausgleichs-Ver-
hältnisses erfolgt im Rahmen des landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP). 

7.2 Immissionsschutz 

Das Vorhaben ist immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig nach § 4 BImSchG. Die 
neue Biomassekesselanlage erfüllt die Emissionsgrenzwerte der 44. BImSchV. Aufgrund der 
Lage im Industrie- und Gewerbegebiet Trendpark Süd sind schutzbedürftige Nutzungen in der 
direkten Nachbarschaft nicht vorhanden. Mögliche Auswirkungen auf weiter entfernt gelegene 
Wohngebiete sind im Rahmen der BImSchG-Genehmigung durch eine schalltechnische und luft-
hygienische Untersuchung nachzuweisen. Alle Schallschutzmaßnahmen werden nach TA Lärm 
ausgeführt. 

7.3 Bodenschutz und Grundwasser 

Die Teilfläche I ist derzeit überwiegend unversiegelt (Streuobstwiese, Feldweg) und weist damit 
noch natürliche Bodenfunktionen auf. Durch das Vorhaben kommt es zu neuen Versiegelungen 
und Bodenüberprägungen, die durch geeignete Bauausführungsmaßnahmen auf das erforder-
liche Mindestmaß zu beschränken sind. Vorkehrungen zum Schutz des Grundwassers (Auffang-
wannen, dichter Untergrund) sind im Rahmen der Genehmigungsplanung nachzuweisen. 
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8. Artenschutz 

8.1 Grundlagen und Untersuchungsrahmen 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist gemäß § 44 BNatSchG eine artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP) durchzuführen. Gegenstand der Prüfung sind alle nach geltendem Recht ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten, insbesondere die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie so-
wie die europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie. Das artenschutzrecht-
liche Gutachten wird derzeit erarbeitet. Die Erfassung der planungsrelevanten Artengruppen 
erfolgt auf Grundlage anerkannter Methodenstandards. 

8.2 Kartierungsmethodik und Untersuchungsumfang 

Für die verschiedenen planungsrelevanten Artengruppen werden folgende Erfassungsmetho-
den angewendet: 

 Brutvögel: Kartierung in bis zu 5 Begehungen gemäß Methodenstandard Südbeck et al. 
(2025) 

 Reptilien: Kartierung an 4 Terminen gemäß Methodenstandard Albrecht et al. (2014) 

 FFH-relevante Tagfalterarten: Kartierung an 2 Terminen gemäß Methodenstandard Alb-
recht et al. (2014) 

 Xylobionte Käfer: Prüfung der Streuobstbäume auf Vorkommen Xylobionter Käferarten, 
Kartierung der Xylobionten Käfer 

 Fledermäuse: Berücksichtigung auf Grundlage einer Habitatpotenzialabschätzung, 5 Bege-
hungen mit Batdetektor 

 Amphibien: Kartierung der vorkommenden Amphibien 

 Wildbienen: Habitatpotentialanalyse 

 

8.3 Artenschutzrechtliche Maßnahmen 

Für alle vom Vorhaben betroffenen und potenziell betroffenen Arten werden im weiteren Plan-
verfahren geeignete Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen festgelegt. Ziel 
ist die Sicherstellung, dass die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG (Tötungs-, Störungs- und Schädigungsverbot) nicht erfüllt werden bzw. die Voraus-
setzungen für eine Ausnahme gemäß § 45 BNatSchG vorliegen. 

Die Ergebnisse der Kartierungen sowie die konkreten Maßnahmenfestlegungen werden nach 
Abschluss der Geländeerhebungen in den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (saP) eingearbei-
tet und sind Bestandteil der weiteren Verfahrensunterlagen. 
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9. Ausgleichsmaßnahmen 

9.1 Ausgleich Streuobstbestand gemäß § 33a NatSchG BW (Flst. 8279) 

Der Ausgleich nach § 33a NatSchG BW für den entfallenden Streuobstbestand auf Flst. 8279 
wird zu bis zu 50 % durch Freistellung verbuchter Streuobstbestände auf Neckarsulmer Gemar-
kung und zu mindestens 50 % durch Nachpflanzungen im Streuobstgürtel um den Trendpark 
Süd oder durch Nachpflanzungen mit direktem Anschluss an bestehende Streuobstbestände um 
den Trendpark Süd erfüllt. 

Die entfallende Fläche wird im Zuge der Erarbeitung der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im 
weiteren Verfahren ermittelt. Inwiefern durch den Entfall des Streuobstbestands geschützte Ar-
ten betroffen sind, wird durch die aktuell laufenden artenschutzrechtlichen Untersuchungen 
ermittelt. Sollte sich daraus ergeben, dass CEF-Maßnahmen notwendig werden, werden diese 
im weiteren Verfahren festgelegt. 

9.2 Ausgleichsdefizit aus dem Bebauungsplan Trendpark Süd (2002) 

Eine Teilfläche des aufzustellenden Bebauungsplans (Flst. 8279) überlagert sich mit dem Gel-
tungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Trendpark Süd aus dem Jahr 2002. Im Rah-
men dieses Bebauungsplans wurden nicht alle Ausgleichsflächen gemäß dem damaligen Grün-
ordnungsplan vollständig angelegt. Es wird daher bilanziert, welcher Ausgleich aus diesem Be-
bauungsplan bisher nicht vollständig erfüllt wurde. 

Zu dieser Zeit wurde eine dichtere Bepflanzung von Streuobstwiesen zugrunde gelegt. Das Aus-
gleichsdefizit wird jedoch auf Grundlage heutiger wissenschaftlicher Erkenntnisse bilanziert. 
Zusätzlich wird dem Ausgleichsdefizit ein Time-Lag-Faktor zugeschlagen, der dem Wachstum 
entspricht, das die Bäume seit Inkrafttreten des damaligen Bebauungsplans hätten erzielen kön-
nen. 

Das daraus resultierende Defizit wird an anderer Stelle ausgeglichen. Ob ausreichend Flächen in 
direktem Zusammenhang zu bestehenden Streuobstbeständen zur Verfügung stehen oder eine 
Neuanlage eines Streuobstbestands notwendig wird, wird im weiteren Verfahren geprüft. Flä-
chen mit direktem Bezug zu bestehenden Streuobstbeständen werden dabei bevorzugt. 

10. Klimaschutz und Klimaanpassung 

Das Vorhaben leistet einen erheblichen Beitrag zum kommunalen Klimaschutz. Durch den Ein-
satz von Biomasse (Landschaftspflegematerial, Straßenbegleitgrün) als CO₂-neutralem Brenn-
stoff sowie durch die effiziente Wärmenutzung mittels Rauchgaskondensations-Wärmepumpe 
werden fossile Energieträger in der Wärmeversorgung der Stadt Neckarsulm weitgehend sub-
stituiert. 

Die Rauchgaskondensations-Wärmepumpe mit einer Heizleistung von ca. 1.500 kW steigert 
durch die Nutzung der Restwärme im Abgas die Gesamtenergieeffizienz der Anlage erheblich. 
Die bestehenden Spitzenlastkessel (Zweistoffbrenner) werden bis 2045 vollständig auf Biome-
than-Betrieb umgestellt, sodass die gesamte Erzeugungskette bis zu diesem Datum treibhaus-
gasneutral betrieben werden kann. 
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Das Vorhaben ist integraler Bestandteil der kommunalen Wärmeplanung der Stadt Neckarsulm 
und trägt zur Erfüllung der Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) sowie zur Errei-
chung der Klimaschutzziele des Landes Baden-Württemberg bei. 

11. Verfahren 

Der Bebauungsplan „Trendpark Süd, 3. Änderung“ wird im Regelverfahren nach §§ 2 ff. BauGB 
aufgestellt. Das Verfahren befindet sich aktuell in der Phase der frühzeitigen Beteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB (frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung) und § 4 Abs. 1 BauGB (frühzeitige Be-
hördenbeteiligung). 

Im weiteren Verfahrensverlauf sind folgende Schritte vorgesehen: 

 Auswertung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 

 Erarbeitung des Bebauungsplan-Entwurfs einschließlich Begründung und Umweltbericht 

 Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen, ggf. erneute Beteiligung 

 Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat der Stadt Neckarsulm 

 Bekanntmachung und Inkrafttreten des Bebauungsplans 

Das BImSchG-Genehmigungsverfahren für die Anlage wird parallel zum Bebauungsplanverfah-
ren durchgeführt. 


